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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Die Gewerbereferendare Sörgel in Lichtenberg als Hilfsarbeiter überwieſen 
Berlin, Nolte in Hannover⸗Linden, Eſſel⸗ worden. 
born in Potsdam und Schultze in Berlin 
ſind zu Gewerbeaſſeſſoren ernannt und den Der Lehrer Dipl.⸗Ing. Walter Zippel in 
Gewerbeaufſichtsämtern Berlin, Cottbuſer Neukölln iſt zum Studienrat an der Staatlichen 
Tor, Hannover⸗Linden, Potsdam und Berlin- Baugewerkſchule in Neukölln ernannt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 10. Juni 1926 Nr. IIIa 993, III —, IIa 3276, 15329, betr. 
Verſendung der monatlichen Mitteilungen „Handel und Gewerbe“ an die Schlichtungs⸗ 
ausſchüſſe, Gewerbeaufſichtsbeamten und Bergbehörden. 

Im Anſchluß an den Runderlaß vom 24. April 1926 — IIIa 765, II —, 
I 3672 — (SM Bl. ©. 117) über Schlichtungsweſen. 
Ich habe veranlaßt, daß die auf Grund von Berichten preußiſcher Handels⸗ und 
Induſtriekammern in meinem Miniſterium zuſammengeſtellten monatlichen Mitteilungen über 
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die Wirtſchaftslage im Handel und Gewerbe künftig regelmäßig auch den Schlichtungsaus⸗ 
ſchüſſen, den Regierungs⸗ und Gewerberäten, den Gewerbeaufſichtsämtern, den Ober⸗ 
bergämtern und den Bergrevierbeamten unmittelbar überſandt werden. 

Soweit abgezweigte Kammern der Schlichtungsausſchüſſe vorhanden ſind, haben die 
Vorſitzenden der Schlichtungsausſchüſſe, falls ſie es im Einzelfalle für notwendig halten, die 
monatlichen Mitteilungen auch den Zweigkammern im Wege des Umlaufs zugänglich zu machen. 

Ich erſuche, die Schlichtungsausſchüſſe, die Gewerbeauſſichtsbeamten und die Bergrevier⸗ 
beamten, für die Abdrucke dieſes Erlaſſes angeſchloſſen ſind, zu verſtändigen. 


J. A.: Flatow. 
An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Oberpräſidenten in Berlin⸗Charlottenburg, 


den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und die Oberbergämter in Breslau, Halle a. S., 
Clausthal, Dortmund und Bonn. 


III. Handelsangelegenheiten. 


Handelsverkehr. 


Erl. d. M. f. H. vom 7. Juni 1926 Nr. IIb 5725, betr. Handel mit Tafelſchokolade. 


Ich weiſe hierdurch auf die am 1. Juli 1926 in Kraft tretende Verordnung über den 
Handel mit Tafelſchokolade vom 11. Dezember 1925 (RGBl. 1 S. 467) hin und erſuche, 
die nachgeordneten Polzeiverwaltungen auf ſie aufmerkſam zu machen ſowie ſie zu veranlaſſen, 
daß bei Zuwiderhandlungen gegen die Verordnung eingeſchritten wird. 


J. A.: Römhild. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 


Erl. d. M. f. H. vom 9. Juni 1926 Nr. III 5593, betr. Anerkennung der Zuverläſſigkeit 
einer poröſen Maſſe zur Füllung von Behältern für gelöſtes Azetylen. 


Die Piwa Induſtriegas G. m. b. H. in Berlin hat für Preußen die allgemeine An⸗ 
erkennung der Zuverläſſigkeit einer poröſen Maſſe zur Füllung von Behältern für gelöſtes 
Azetylen beantragt. Die Maſſe, beſtehend aus 49 v. H. nach einem beſonderen Verfahren 
entteerter Holzkohle und 51 v. H. Kieſelgur, iſt von der Chemiſch⸗Techniſchen Reichsanſtalt 
in Berlin⸗Plötzenſee geprüft worden. Sie entſpricht den Bedingungen des § 4 vorletzter 
Abſatz der Polizeiverordnung, betreffend den Verkehr mit verflüſſigten und verdichteten 
Gaſen (HMBl. 1914 S. 401). 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Reichsverkehrsminiſter wird die poröſe Maſſe der 
genannten Firma gemäß 8 4 letzter Abſatz a. a O. widerruflich als zuverläſſig anerkannt 
und unter folgenden Bedingungen zum Verkehr zugelaſſen: 

1. Bei der Herſtellung der poröſen Maſſe und beim Füllen der Behälter ſind die 
von der Chemiſch⸗Techniſchen Reichsanſtalt in ihrem Gutachten vom 1. Juni 1926 
— Tgb. Nr. 639. J. 26. — geſtellten Bedingungen zu beachten. Insbeſondere 
muß die Holzkohle den für eine als Füllmaterial geeignete Kohle aufgeſtellten 
Normen entſprechen. Auf je 1! des Behälterinhalts find 375 g der Maſſe, und 
entſprechend der Poroſität der Maſſe von 75,0 v. H., 0,385 2 Azeton einzufüllen. 

2. Auf jedem Behälter muß außer den unter § 4 Ziffer 2 a. a. O. geforderten An⸗ 
gaben auch das Gewicht der Flaſche mit Ventil und Rollring und einſchließlich 
der poröſen Maſſe und des Azetons, aber ohne die Schutzkappe vermerkt werden. 

3. In den Füllwerken für gelöſtes Azetylen iſt vor jeder Neufüllung das Leer⸗ 
gewicht der Behälter (mit poröſer Maſſe und Azeton, vgl. Ziffer 2) feſtzuſtellen. 
Bleibt das ermittelte Leergewicht hinter dem auf der Flaſche angegebenen bei 
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den 40 Flaſchen um 0,5 kg oder mehr, bei den 5 -Flaſchen um 0,1 kg oder 
mehr zurück, jo iſt eine Neufüllung mit Gas nur nach entſprechender Ergänzung 
des Löſungsmittels (Azeton) zuläſſig. Erforderlichenfalls iſt auch die Füllmaſſe 
zu ergänzen. Es iſt Aufgabe der Piwa Induſtriegas G. m. b. H., die etwa in 
Frage kommenden fremden Füllwerke entſprechend anzuweiſen. 

4. Die Füllung der Flaſchen mit der poröſen Maſſe erfolgt im Betriebe der Wagiro⸗ 
Diſſousgas G. m. b. H. in Köln. Für die Stempelung der Behälter gemäß 
§ 4 Ziffer 2 dritter Abſatz a. a. O. iſt der Dampfkeſſelüberwachungsverein in 
Köln zuſtändig. 

5. Die Piwa Induſtriegas G. m. b. H. hat erſtmalig nach Ablauf von 1 Jahr 
(von dem Zeitpunkte an gerechnet, an dem auf Grund dieſer Genehmigung mit 
poröſer Maſſe gefüllte Flaſchen zuerſt in den Verkehr gebracht werden,) und 
weiterhin in jedem der darauf folgenden 4 Jahre je eine der im erſten Jahre 
gefüllten und in den Verkehr gebrachten Flaſchen der Chemiſch-Techniſchen 
Reichsanſtalt in Berlin⸗Plötzenſee zur Nachprüfung zur Verfügung zu ſtellen, 
ob die poröſe Maſſe als dauernd zuverläſſig gelten kann. Die hiermit und mit 
der Unterſuchung der Bimskiesproben nach Ziffer 1 verbundenen Koſten ſind 
von der Firma zu tragen. 

Abdrucke dieſes Erlaſſes für die Oberregierungs⸗ und ⸗gewerberäte, die Regierungs⸗ 
und Gewerberäte und die Gewerberäte ſind beigefügt. 


(Zuſatz für den Regierungspräſidenten in Köln:) 
Ich erſuche, den Dampfkeſſelüberwachungsverein in Köln im Sinne des 2. Satzes 
der vorſtehenden Bedingung 4 anzuweiſen. 


J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Abdruck überſende ich zur Kenntnis. N 
Abdrucke zur Verſtändigung der Mitgliedsvereine liegen bei. 


don Meyeren. 


An den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Halle a. d. S., 
Seebener Straße 177. 


2. Dampfkeſſelweſen. 


Erl. d. M. f. H. vom 14. Juni 1926 Nr. III 4394, 16 —, betr. Einfluß der Abnahme 
unter Dampf auf den Friſtablauf bei Keſſelgenehmigungen (§ 49 Abſ. 1 und 3 GO .). 
Auf die Berichte vom 15. und 27. April d. J. 

— 11/1 St. A. II 25 D —. 

Die von der Firma J. A. Maffei in München für Schmalſpurlokomotiven gebauten 
Dampfkeſſel Nr. 4042 und 4155 find am 18. Januar 1922 gemäß § 24 GO. genehmigt 
worden. Der Bayeriſche Reviſionsverein in München hat an ihnen am 8. und 3. Januar 
1923 Abnahmeunterſuchungen unter Dampf gemäß $ 12 Abſ. 6 der allgemeinen polizei⸗ 
lichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampfkeſſeln vom 17. Dezember 1908 
ausgeführt und die entſprechenden Abnahmebeſcheinigungen am 15. Januar 1923 aus⸗ 
geſtellt. Die beiden Lokomotiven befinden ſich zurzeit im Lager der Firma Elias & Co., 
Berlin. Dieſe hat am 3. September 1925 durch die Hand des Dampfkeſſelüberwachungs⸗ 
vereins Berlin Friſtung gemäß § 49 Abſ. 3 GO. beim Stadtausſchuß Berlin beantragt. 
Nach ſchriftlichen Erörterungen hat der Stadtausſchuß die Firma am 6. Februar d. J. 
erfucht, „den Nachweis zu erbringen, daß und wann die Keſſel nach ihrer am 15. Januar 
1923 erfolgten Abnahme wenigſtens probeweiſe in Betrieb geſetzt worden ſind. Iſt dies 
nicht der Fall, dann iſt die Genehmigung vom 18. Januar 1922 gemäß § 49 Abſ. 1 der 
RO. bzw. § 18 Abſ. ! der Dampfkeſſelanweiſung vom 16. Dezember 1909 erloſchen.“ 
Der Polizeipräſident von Berlin hat mir die Vorgänge am 6. März d. J. mit der Bitte 
um Anweiſung vorgelegt. Er berichtet dazu, ſeines Erachtens ſei der vom Stadtausſchuß 
geforderte Nachweis, daß die fraglichen Keſſel nach der Abnahme noch einer probeweiſen 
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Inbetriebnahme unterzogen worden ſeien, kaum zu erbringen. Das Einlaufenlaſſen der 
Lokomotiven und die Abnahme derſelben durch den Keſſelverein ſtellten eine einheitliche 
Handlung dar, welche nicht in von einander unabhängige Teilprozeſſe zerlegt werden könne. 
Er iſt deshalb der Anſicht, daß durch dieſe Abnahme unter Dampf von der gewerbepolizei⸗ 
lichen Genehmigung der Dampfkeſſel innerhalb eines Jahres nach der Genehmigung Gebrauch 
gemacht worden und deshalb die Genehmigung entgegen der Anſicht des Stadtausſchuſſes 
nicht gemäß § 49 Abſ. 1 letzter Satz GO. am 18. Januar 1923 erloſchen ſei. Der in § 49 
Abi. 3 GO. erwähnte Zeitraum von drei Jahren laufe vom Zeitpunkt der techniſch-polizei⸗ 
lichen Abnahme (dem 15. Januar 1923) an und ende erſt anı 15. Januar 1926. Da der 
Antrag auf Friſtung gemäß § 49 Abſ. 3 GO. von der Firma am 3. September 1925 
geſtellt und rechtzeitig vor Ablauf der Friſt in die Hände des Stadtausſchuſſes gekommen 
ſei, könne dem Antrage unter der vom Dampfkeſſelüberwachungsverein Berlin am 
21. Dezember 1925 geſtellten Bedingung (Druckprobe und innere Unterſuchung gemäß § 31 
Abſ. VII der Keſſelanweiſung vor Wiederbenutzung der Keſſel) unbedenklich ſtattgegeben 
werden. 

Ich halte die Anſicht des Polizeipräſidenten in Berlin auch aus folgenden Gründen 
für zutreffend: 

1. Die Abnahme unter Dampf iſt von einem ſachverſtändigen Keſſelprüfer vor⸗ 
genommen worden und hat die einwandfreie Beſchaffenheit der beiden Keſſel 
im Betriebe ergeben. Eine etwaige ſpätere probeweiſe Inbetriebnahme durch 
den Keſſelbeſitzer (ohne Mitwirkung des Keſſelprüfers), die wohl nur aus 
formalen Gründen gefordert worden iſt, würde die Sicherheit des zukünftigen 
Keſſelbetriebs nicht erhöht haben. Die Forderung einer ſolchen probeweiſen 
Inbetriebnahme nach der Abnahme kann ſonach bei Lagerkeſſeln eine aus 
ſicherheitstechniſchen Gründen nicht erforderliche und zudem beſonders unter 
den heutigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen erhebliche Belaſtung der Induſtrie 
ergeben. 

2. Nach 831 Abſ. VI Satz 2 der Keſſelanweiſung beginnen die Prüfungsfriſten 
für die inneren Unterſuchungen und Waſſerdruckproben bei neuangelegten 
Dampfkeſſeln am Tage der techniſch-polizeilichen Abnahme, nicht der erſten 
Inbetriebnahme. Ich halte es deshalb für folgerichtig, auch die dreijährige 
Friſt, nach deren Ablauf die Genehmigung für einen nicht in Gebrauch genommenen 
Keſſel gemäß § 49 Abſ. 3 GO. erliſcht, mit dem Tage der Abnahme, nicht der 
erſten (probeweiſen) Inbetriebnahme nach der Abnahme, beginnen zu laſſen. 
Mein Erlaß vom 12. Auguſt 1905 — III. 5894 — (HMBl. S. 256), dem ein 
etwas anderer Tatbeſtand zugrunde lag, iſt dementſprechend zu ergänzen. 


Sie wollen hiernach das Weitere veranlaſſen und der Firma nunmehr den noch 
ausſtehenden abſchließenden Beſcheid hinſichtlich ihres Friſtungsgeſuchs erteilen. Nötigen⸗ 
falls werde ich dem oben dargelegten Standpunkt im Rekursverfahren Geltung verſchaffen. 

Die Entſcheidung der Frage, ob die Genehmigung der beiden Keſſel erloſchen iſt 
oder nicht, und ob in letzterem Falle eine Friſtung bewilligt werden wird, iſt für ein 
etwaiges ſicherheitspolizeiliches Eingreifen des Polizeipräſidenten in Berlin gegenüber dem 
Keſſelbeſitzer und für die Ausübung des behördlichen Aufſichtsrechts gegenüber dem 
Dampfkeſſelüberwachungsverein Berlin von erheblicher Bedeutung. Ich erblicke deshalb in 
der an den Stadtausſchuß gerichteten, mit Gründen verſehenen Bitte des Polizeipräſidenten 
vom 26. Januar d. J., die Friſtung antragsgemäß zu bewilligen, keine unzuläſſige Ein⸗ 
miſchung in das ſchwebende Friſtungsverfahren. 


An den Stadtausſchuß Berlin, Abteilung II, Charlottenburg, Berliner Straße 70. 


Abſchrift überſende ich zur gefälligen Kenntnisnahme. Abdrucke für die Gewerbeauf—⸗ 
ſichtsämter und die Bergrevierbeamten ſind beigefügt. 
(Zuſatz für den Polizeipräſidenten in Berlin:) 
Auf die Berichte vom 6. März und 13. April d. J. — Tgb. Nr. 882. II. I. 25 —. 
Abdruck zur Benachrichtigung des Dampfkeſſelüberwachungsvereins Berlin iſt beigefügt. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und die 
Oberbergämter. 
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Abdruck überſende ich zur gefälligen Kenntnisnahme. 420 Abdrucke zur Verſtändigung 
der Mitgliedsvereine find beigefügt. 
J. A.: von Meyeren. 


An den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine Halle a. S., 
Seebener Straße 123 


und zur gefälligen Kenntnisnahme 
an die übrigen für die Dampfkeſſelaufſicht in Frage kommenden Dienſtſtellen. 


3. Handwerksangelegenheiten. 


Anordnung zur Abänderung der Vorſchriften über Regelung der Lehrlingshaltung im 
Fleiſcher⸗(Schlächter⸗, Metzger⸗⸗ und Wurſtmachergewerbe. 


Die Ziffer I meiner Anordnung vom 9. Mai 1922, betreffend Lehrlingshaltung im 
Fleiſcher⸗ (Schlächter⸗, Metzger⸗) und Wurſtmachergewerbe (HMBl. S. 109) erhält mit 
Wirkung vom 1. Juli 1926 ab folgende Faſſung: 

In jedem Betriebe des Fleiſcher⸗(Schlächter⸗, Metzger⸗) und Wurſtmachergewerbes, 
ſowie in Wurſtfabriken darf, ſoweit die ſonſtigen geſetzlichen Vorausſetzungen erfüllt ſind, ein 
Lehrling gehalten werden. Ein zweiter Lehrling darf in folgenden Fällen gehalten werden: 

1. wenn der erſte Lehrling das 2. Lehrjahr vollendet hat, 
2. wenn in dem Betriebe ein Geſelle dauernd beſchäftigt wird, 
3. wenn einer der unter Ziffer III erwähnten dringenden Ausnahmefälle vorliegt. 


Berlin, den 8. Juni 1926. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
IV 8854. Dr. Schreiber. 


Erl. d. M. f. H. vom 2. Juni 1926 Nr. IV 6194, betr. Prüfung der Mechanikerlehrlinge 
des Marinearſenals in Kiel. 

Auf Grund des § 131 Abf. 2 der GO. habe ich den Prüfungszeugniſſen der in dem 

Marinearſenal in Kiel im Mechanikerhandwerk ausgebildeten Lehrlinge die Wirkung der 
Zeugniſſe über das Beſtehen der Geſellenprüfung beigelegt. 


nden Seefeld. 


An die Auffichtsbehörden der Handwerkskammern. 


Erl. d. M. f. H. vom 9. Juni 1926 Nr. IV 5128/26, betr. Errichtung der Prüfungsſtellen 
bei den Handwerkskammern. 


Im Verlauf der mit den Vertretern des Handwerks geführten Verhandlungen über 
den Entwurf eines Geſetzes zur Förderung des Preisabbaues iſt angeregt worden, die 
Handwerkskammern mit der Aufgabe zu betrauen, Beſchwerden der Verbraucher über Preiſe 
und Leiſtungen von Handwerkern zu prüfen und die Beſchwerdeführer zu beſcheiden. Die 
von der Reichsregierung zunächſt in Ausſicht genommene geſetzliche Regelung im Wege 
einer Erweiterung der Pflichtaufgaben der Handwerkskammern iſt vorläufig aufgegeben, 
und die Landesregierungen ſind gebeten worden, die Einrichtung von Prüfungsſtellen bei 
den Handwerkskammern in die Wege zu leiten. Ich halte die Errichtung derartiger Stellen 
ſowohl im Intereſſe der Abnehmer wie der Handwerker ſelbſt für geboten; ſoweit ſie bei 
einzelnen Kammern bereits vorhanden ſind, haben ſie ſich durchaus bewährt. 

Entſprechend dem Wunſch der Reichsregierung erſuche ich daher, die Handwerks— 
kammern alsbald zu veranlaſſen, ſolche Prüfungsſtellen einzurichten. Es wird den einzelnen 
Kammern überlaſſen bleiben können, in welcher Weiſe ſie die Vornahme der Prüfung 
regeln wollen. Auf die Auswahl ſachkundiger und unparteiiſcher Perſönlichkeiten wird 
beſonders Bedacht zu nehmen ſein. Wenn auch ſtaatliche Mittel nicht zur Verfügung 


154 


geſtellt werden können, jo wird es ſich doch — von Ausnahmefällen abgeſehen — 
empfehlen, die Entſcheidung der Prüfungsſtelle, die im übrigen einer gerichtlichen Entſcheidung 
nicht vorgreift, koſtenfrei zu erteilen. Es darf erwartet werden, daß die Handwerks⸗ 
kammern, nachdem die Reichsregierung vorläufig auf eine geſetzliche Regelung verzichtet 
hat, ſich mit allem Nachdruck dieſer neuen, bedeutſamen Aufgabe annehmen. 

Über die Errichtung der Prüfungsftellen und darüber, wie die Vornahme der Prüfung 
im einzelnen geregelt iſt, ſehe ich einem Bericht bis zum 1. Auguſt d. J. entgegen. 


Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und die Herren Oberpräſidenten in Charlottenburg 
und Königsberg i. Pr. 5 


Innungsausſchuß in Glogau. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe hat durch Erlaß vom 9. Juni 1926 
— IV 8683 — dem Innungsausſchuß der vereinigten Innungen zu Glogau gemäß § 101 
Abſ. 3 GO. die Fähigkeit verliehen, unter feinem Namen Rechte zu erwerben, Verbindlich 
keiten einzugehen, vor Gericht zu klagen und verklagt zu werden. 


Innungsausſchuß in Neuwied. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe hat durch Erlaß vom 5. Juni 1926 
— IV 8684 — dem Innungsausſchuß der vereinigten Innungen zu Neuwied gemäß 8 101 
Abſ. 3 GO. die Fähigkeit verliehen, unter feinem Namen Nechte zu erwerben, Verbindlich— 
keiten einzugehen, vor Gericht zu klagen und verklagt zu werden. 


4. Verkehrs angelegenheiten. 


RdErl. d. M. f. H. u. d. M. d. J. vom 5. Juni 1926 Nr. V 3762, IV 4745, II M 35 u. 89, 
betr. Ausbildung der Kraftfahrzeugführer. 


Die auf den RdErl. vom 22. November 1924 — Va 10 284 u. II M 4201 (nicht ver⸗ 
öffentlicht) erſtatteten Berichte und die mit den Vertretern der am Kraftfahrzeugverkehr 
intereſſierten Kreiſe und Verbände geführten Verhandlungen haben ergeben, daß bei der 
Ausbildung der Kraftfahrzeugführer Mißſtände beſtehen, deren Beſeitigung dringend geboten 
iſt. Die zu dieſem Zwecke vorgeſchlagene Einrichtung kommunaler oder von ſonſtigen 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts zu betreibenden Lehranſtalten unter möglichſter Aus⸗ 
ſchaltung aller auf rein gewerblicher Grundlage beruhender privater Ausbildungsunter⸗ 
nehmungen wurde als zu weitgehend, und teilweiſe auch als undurchführbar von der Mehr- 
zahl der beteiligten Behörden und Verbände abgelehnt und vielmehr der Meinung Aus⸗ 
druck gegeben, daß die Vorſchriften der Verordnung, betr. die Ausbildung von Kraftfahr⸗ 
zeugführern, vom 1. März 1921“) und der dazu gehörigen Anlage ausreichende Handhaben 
böten, um bei richtiger Anwendung eine zuverläſſige Ausbildung auch in privaten Unter⸗ 
nehmen zu gewährleiſten. Die betr. Vorſchriften müßten nur weit ſtrenger als bisher 
gehandhabt werden. Insbeſondere müßte bei der Prüfung neuer Anträge auf Genehmigung 
von Ausbildungsunternehmen ein ſtrengerer Maßſtab angelegt und vor allem die über die 
Beaufſichtigung der Fahrſchulen und der Fahrlehrer erlaſſenen Vorſchriften auf das ge⸗ 
naueſte beachtet werden. 

Indem wir dieſer Auffaſſung beitreten, erſuchen wir, bei der Zulaſſung neuer Fahr⸗ 
ſchulen bzw. Fahrlehrer mit größter Vorſicht zu verfahren, und machen Ihnen ferner 
bezüglich der laufenden Kontrolle der Fahrlehrer und Ausbildungsunternehmen unter Be- 
zugnahme auf den RdErl. vom 7. Januar 1926 — Va 8913 u. II M 4996 (M Bl. i. V S. 28) 
nochmals die genaueſte Durchführung der in Betracht kommenden Beſtimmungen beſonders 
zur Pflicht. Wir ordnen ſerner an, daß unbeſchadet der in Ziff. VIII der Anl. zu 8 4 
der Ausbildungsverordnung vom 1. März 1921 vorgeſchriebenen Befragung der amtlichen 
Sachverſtändigen noch obendrein möglichſt alle in Ihrem Bezirk wohnenden Ausbildungs- 
unternehmen, und zwar ſowohl die Betriebsſchulen als auch die gewerbsmäßigen Unter⸗ 


*) RGl. 1921 S. 212, 1923 J S. 174. 
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nehmen mindeſtens einmal im Jahre einer unvermuteten Reviſion unterzogen werden. Zu 
dieſen Reviſionen, an der ſich regelmäßig der Sachbearbeiter für die Kraftfahrzeugange legen⸗ 
heiten beteiligen ſoll, iſt eine Sachverſtändigen⸗Kommiſſion hinzuzuziehen, die ſich zu⸗ 
ſammenſetzt aus f 

a) dem amtlich anerkannten Sachverſtändigen, 

b) einem Vertreter der Kraftfahrzeughalter⸗Vereinigungen (Arbeitgeber), 

c) einem Vertreter des Reichsverbandes der Berufskraftfahrer (Arbeitnehmer). 


Bei der Auswahl des Vertreters der Kraftfahrzeughalter-Vereinigungen werden zu 
beteiligen ſein 
1. der Automobilklub von Deutſchland, Berlin Wo, Leipziger Platz 16, 
2. der Allgemeine Deutſche Automobilklub in München, Münzſtr. 9, 
3. der Deutſche Motorradfahrer⸗Verband, Berlin W62, Kleiſtr. 22, 
4. der Mitteleuropäiſche Motorwagen Verein, Berlin SW 11, Hafenplatz 5. 


Um zu verhüten, daß bei der Auswahl eines Vertreters dieſer Verbände durch die 
Behörden in den einzelnen Bezirken Unzuträglichkeiten entſtehen, wird den genannten Ver⸗ 
bänden anheimzugeben ſein, ſich vorher über die Wahl des Vertreters untereinander zu 
verſtändigen und den Betreffenden alsdann der höheren Verwaltungsbehörde namhaft 
zu machen. 

Bei den Reviſionen iſt genau feſtzuſtellen, ob die Ausbildung unter Beobachtung 
aller in Ziff. VII der vorbezeichneten Anlage enthaltenen Vorſchriften erfolgt. Die Prü⸗ 
fung wird ſich insbeſondere auch darauf zu erſtrecken haben, ob die jeweils in der Aus— 
bildung befindlichen Schüler regelmäßig an dem Unterricht während der feſtgeſetzten Aus- 
bidungszeit teilnehmen. Die von den Fahrlehrern nach Abſ. 3 Ziff. VII a. a. O. über 
den Gang der Ausbildung zu machenden Aufzeichnungen ſind eingehend auf ihre Zu— 
verläſſigkeit und Genauigkeit zu prüfen. 

Falls die Prüfungen ergeben, daß die Leiſtungen unbefriedigend ſind oder andere 
erhebliche Mißſtände feſtgeſtellt werden, ſo iſt die, unter Vorbehalt des Widerrufs erteilte 
Erlaubnis zur Ausbildung von Kraftfahrzeugführern und zum gewerbsmäßigen Betriebe 
privater Ausbildungsunternehmungen umgehend zu widerrufen. Für die betreffende Ent⸗ 
ſcheidung iſt ſebſtverſtändlich die höhere Verwaltungsbehörde allein zuſtändig. Der Sach— 
verſtändigen⸗Kommiſſion ſteht ein Mitbeſtimmungsrecht nicht zu. 

Gelegentlich der letzten Beſprechungen mit dem Dezernenten für das Kraftfahrweſen 
wurde von mehreren Seiten darauf hingewieſen, daß die Prüfungen der Kraftfahrzeug⸗ 
führer durch den amtlich anerkannten Sachverſtändigen anſcheinend nicht überall mit der 
erforderlichen Sorgfalt vorgenommen wurden. In einigen Bezirken ſeien Fälle, in denen 
Prüflinge die Prüfung nicht beſtanden hätten, überhaupt noch nicht beobachtet worden. 
Dies ließe auf eine zu milde Handhabung der Prüfungsbeſtimmungen ſchließen. Wir er⸗ 
ſuchen daher, die amtlichen Sachverſtändigen auf die genaueſte Beachtung der „Anweiſung 
über die Prüfung der Fahrer von Kraftfahrzeugen“ (Anlage zu § 14 Abſ. 4 der Verord⸗ 
nung über Kraftfahrzeugverkehr vom 5. Dezember 1925, RGBl. I S. 439) hinzuweiſen. 
Wir halten es ſchließlich für erwünſcht, daß die Sachbearbeiter ſich auch hin und wieder 
an einzelnen Prüfungen beteiligen. 


An die Regierungspräſidenten und den Polizeipräſidenten in Berlin. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 8. Juni 1926 Nr. IV 8575, betr. Abänderung des Erlaſſes vom 
16. April 1924 (IV 16587 — HMBl. S. 137), betr. Probedienſtzeit, Beſoldungsdienſt⸗ 
alter uſw. der Gewerbe- und Handelslehrer und ⸗lehrerinnen. 

1. Ziffer 4 des Erlaſſes vom 16. April 1924 (IV 16587) beſtimmt, daß diejenigen 
Bewerber von der Ableiſtung der Probedienſtzeit befreit werden können, die vor oder 
nach der Ablegung der Gewerbe- oder Handelslehrerprüfung mindeſtens 1040 Stunden 
an einer Berufsſchule oder Fachſchule mit gutem Erfolge unterrichtet haben. Ein Anſpruch 
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auf dieſe Befreiung beſteht alfo nicht. Die zur Befreiung erforderliche Zuſtimmung der 
Schulaufſichtsbehörde iſt nicht zu erteilen, ſoweit die Unterrichtstätigkeit in die Aus⸗ 
bildungszeit fällt. Ziffer 4 erhält demnach folgenden Zuſatz: 
„Die während der Ausbildungszeit erteilten Unterrichtsſtunden bleiben 
hierbei unberückſichtigt.“ 

2. Ziffer 6 gehört zu den Beſtimmungen, die die bei der Feſtſetzung des Beſoldungs⸗ 
dienſtalters etwa eintretenden Härten vermeiden ſollen. Eine Härte liegt aber nicht vor, 
wenn z. B. ein Volksſchullehrer vor Ableiſtung einer ſiebenjährigen Dienſtzeit und nach 
darauf folgender Ausbildung als Gewerbe- oder Handelslehrer in den Dienſt an einer 
öffentlichen Berufsſchule übertritt und ihm dann die Probezeit auf das Beſoldungsdienſt⸗ 
alter nicht angerechnet wird. Eine Härte, die eine Anrechnung der Probedienſtzeit auf das 
Beſoldungsdienſtalter rechtfertigt, kann vielmehr nur dann als vorliegend angenommen 
werden, wenn der betreffende Beamte, Lehrer uſw. bereits in einer planmäßigen Stelle 
angeſtellt war, ihm alſo eine nichtanrechnungsfähige Probedienſtzeit nicht wohl zugemutet 
werden kann. Ziffer 6 erhält daher folgende Faſſung: 

„Die Probezeit wird den aus einer planmäßigen Stelle im Dienſte des 
Reichs, eines der Länder oder einer Körperſchaft öffentlichen Rechts übertretenden 
Beamten, Lehrern uſw. bei „unmittelbarem“ Übertritt in den öffentlichen Berufs⸗ 
ſchuldienſt auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet, ſoweit ſie nach der Voll⸗ 
endung des 27. Lebensjahres abgeleiſtet worden iſt.“ 

3. Ziffer 12 erhält folgende Faſſung: 

„Für die in den Dienſt an einer öffentlichen Berufsſchule übertretenden 
Diplom⸗Ingenieure, Studienreferendare und Studienaſſeſſoren behalte ich mir die 
Feſtſetzung des Anwärterdienſtalters und ſpäter des Beſoldungs dienſtalters vor.“ 


J. A.: Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium, Abt. III, 
in Berlin⸗Lichterfelde. 


Erl. d. M. f. H. vom 2. Juni 1926 Nr. IV 5946, betr. den Staatsvertrag zwiſchen 
Preußen und Sſterreich über die gegenſeitige Durchführung der Schulpflicht ihrer in 
dem anderen Staate wohnenden Staats⸗, bezw. Bundesangehörigen. 

Durch das Geſetz vom 23. März 1926 (GS. S. 122) iſt der oben genannte Staats⸗ 
vertrag genehmigt worden. Er tritt 14 Tage nach Austauſch der Ratifikationsurkunden 
in Kraft. Der Austauſch der Ratifikationsurkunden wird ſeinerzeit in der Geſetzſammlung 
bekanntgegeben werden. 

Nach dem Staatsvertrage werden die in Preußen ſich aufhaltenden öſterreichiſchen 
Bundesbürger in der gleichen Weiſe wie die preußiſchen Staatsangehörigen den hier 
geltenden Beſtimmungen über den Beſuch der Pflichtſchulen jeglicher Art, über die Beſtrafung 
der Schulverſäumniſſe, über die Schulunterhaltung und über die Zahlung von Schulgeld 
unterworfen, umgekehrt die in Oſterreich ſich aufhaltenden preußiſchen Staatsangehörigen 
den dort erlaſſenen Vorſchriften. 

Infolgedeſſen beſteht nunmehr über die Berufsſchulpflicht der ſich hier aufhaltenden 
öſterreichiſchen Jugendlichen kein Zweifel mehr. Sie können alſo bei unentſchuldigter Ver⸗ 
ſäumnis des Schulunterrichts in Strafe genommen werden, auch hat ihnen gegenüber 
der Lehrherr die Verpflichtung gemäß § 127 GO. i 

Der Beſuch der Berufsſchulen iſt, ſoweit für die öſterreichiſchen Bundesbürger in 
gleicher Weiſe wie für die Inländer eine Pflicht zum Schulbeſuche beſteht, ſchulgeldfrei. 
Von den am Unterrichte freiwillig teilnehmenden Schülern und Schülerinnen öſterreichiſcher 
Staatsangehörigkeit iſt ſelbſtverſtändlich ein Schulgeld zu erheben. 


J. A.: Dr. von Seefeld. 


An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten und an das Provinzial⸗Schulkollegium für die 
Provinz Brandenburg und von Berlin — Abteilung III in Berlin-Lichterfelde. 
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Erl. d. M. f. H. vom 1. Juni 1926 Nr. IV 8809, betr. das gewerbliche Privatſchulweſen. 


Es hat ſich herausgeſtellt, daß die Anträge auf Erteilung der Erlaubnis für die 
Errichtung von Privatſchulen zur Unterweiſung in handwerklichen Fähigkeiten namentlich 
in Schneidern, Putz, Friſieren und dgl. und für die Erteilung von Privatunterricht 
auf dem gleichen Gebiet oft nicht im Sinne der hierüber erlaſſenen Vorſchriften behandelt 
werden. Zur Erläuterung der beſtehenden Anordnungen weiſe ich daher auf das 
Folgende hin: 

J. Privatſchulen. 

In letzter Zeit ſind vielfach die wohl infolge der wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſich 
häufenden Anträge auf Erlaubnis zur Errichtung oder Unterhaltung von Privatſchulen 
der bezeichneten Art, lediglich wegen mangelnden Bedürfniſſes abgewieſen worden. Nach 
III des Erlaſſes vom 15. März 1908 — IV. 12922 — (HMBl. S. 67) kann die 
Erlaubnis allerdings verſagt werden, wenn für die Errichtung einer ſolchen Schule ein 
Bedürfnis nicht vorliegt. Die Bedürfnisfrage darf aber, wie aus der Faſſung des Erlaſſes 
hervorgeht, nicht in den Vordergrund geſtellt werden. Die Auslegung, die die Ziff. III des 
oben genannten Erlaſſes durch Ziff. 14 des Erlaſſes vom 1. Mai 1917 — IV. 2657 — 
(SHMBl. S. 159) gefunden hat, läßt erkennen, daß bei Prüfung des Bedürfniſſes das 
Hauptgewicht auf die Beantwortung der Frage zu legen iſt, ob die vorhandenen Schulen 
der Nachfrage in unterrichtlicher Beziehung genügen können. Erſt bei ſicherer Bejahung 
dieſer Frage wird das Bedürfnis für die Zulaſſung weiterer Privatſchulen zu verneinen 
ſein. Dies muß jedoch durch Tatſachen eingehend belegt werden. In keinem Falle kann 
die Ablehnung von Geſuchen allein oder hauptſächlich auf die Verneinung der Bedürfnis⸗ 
frage ohne Angabe weiterer Gründe geſtützt werden, es muß vielmehr in jedem Falle eine 
Prüfung gemäß Ziff. 9— 13 des Erlaſſes vom 1. Mai 1917 erfolgen. 

In perſönlicher Beziehung iſt Vorausſetzuug für die Erteilung der Erlaubnis zum 
Betrieb einer Privatſchule der hier in Rede ſtehenden Art gemäß Il des Erlaſſes vom 1. Mai 1917: 

1. die ſittliche Zuverläſſigkeit des Unternehmens (Ziff. 9), 
2. die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen (Ziff. 10 A). 

Die Erfüllung dieſer beiden Vorausſetzungen bildet die Vorbedingung für die nähere 
Prüfung derartiger Geſuche. Wenn dieſe gegeben ſind, muß außerdem feſtgeſtellt werden, 
ob die Fähigkeit zum Unterrichten von Schülern vorhanden iſt. Die Gewißheit hierüber 
hat ſich die Schulaufſichtsbehörde, ſofern nicht ein anderer ausreichender Nachweis vorliegt 
(3. B. frühere Lehrtätigkeit), in jedem Falle durch eine Prüfung zu verſchaffen, die g. F. 
in beſtimmten Zwiſchenräumen abzuhalten ift, und auf die die Beſtimmungen des Erlaſſes 
vom 28. März 1912 (HM Bl. S. 175) ſinngemäße Anwendung zu finden haben. 


unterricht. 

Ob es ſich im Einzelfall um eine Privatſchule oder um Privatunterricht handelt, 
wird, wie bereits in Ziff. 4 des Erlaſſes vom 1. Mai 1917 ausgeführt iſt, von den 
jeweiligen Umſtänden abhängen. Mit Rückſicht auf die örtlich verſchiedenen Verhältniſſe 
werden ſich weitergehende allgemeine Vorſchriften nicht aufſtellen laſſen. 

Hinſichtlich des Verfahrens verweiſe ich auf Ziff. 8 des Erlaſſes vom 1. Mai 1917. 
Hiernach hat die Ortsſchulbehörde die Entſcheidung der Schulaufſichtsbehörde einzuholen, 
wenn Zweifel vorliegen, ob das Unternehmen als Privatunterricht oder als Privatſchule 
anzuſehen iſt, oder wenn die wiſſenſchaftliche oder techniſche Befähigung des Privatlehrers 
nicht den Anforderungen unter Ziff. 10 A entſpricht. Ich habe keine Bedenken, wenn die 
gleichzeitige Unterweiſung von nicht mehr als fünf Schülern in der Regel als Privat⸗ 
unterricht angeſehen wird, überlaſſe es jedoch dem dortigen Ermeſſen, auch bei weniger 
als fünf Schülern eine Privatſchule als vorliegend anzunehmen. Jedes Unternehmen, das 
mehr als fünf Schüler gleichzeitig unterweiſt, wird grundſätzlich als Privatſchule zu be⸗ 
handeln ſein. Hinſichtlich der perſönlichen Eigenſchaften des Unternehmers wird von dem 
Beſitz der Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen nur in Ausnahmefällen abzuſehen ſein. 


J. A.: Dr. von Seefeld. 


An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium, Abteilung III 
in Berlin⸗Licherfelde. 
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2. Berufsſchulen. 


Erl. d. M. f. H. vom 8. Juni 1926 Nr. IV 16531/25. II, betr. den Schulvorſtand der 
Berufsſchulen. 


Nach 8 6 des Geſetzes, betreffend die Erweiterung der Berufs- (Fortbildungs-) 
Schulpflicht vom 31. Mai 1923 (GS. S. 367) gehört dem Schulvorſtand einer 
Berufsſchule ein von der Lehrerſchaft der Schule zu wählender Berufsſchullehrer an. 
Verſchiedene bei mir eingegangene Anfragen geben mir Veranlaſſung, darauf hinzuweiſen, 
daß für die Wahl dieſes Lehrers die hauptamtlichen Lehrer (Lehrerinnen), ſeien ſie plan⸗ 
mäßig oder außerplanmäßig angeſtellt, wahlberechtigt ſind und volles Stimmrecht haben. 
Den ebenfalls wahlberechtigten, nebenamtlichen Lehrern (Lehrerinnen) kann ein volles 
Stimmrecht nicht zugebilligt werden. Ich empfehle, hier dem Beiſpiele der Konferenz⸗ 
ordnung vom 5. April 1923 (HM Bl. S. 148 ff.) zu folgen, nach der 4 nebenamtliche 
Lehrer eine Stimme führen. 

An der Wahl des Berufsſchullehrers zum Schulvorſtande nimmt der Leiter der Schule 
nicht teil. 

J. A.: Dr. von Seefeld. 


An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten und an das Provinzial⸗Schulkollegium für die 
Provinz Brandenburg und von Berlin — Abteilung III — in Berlin-Lichterfelde. 


VI. Nichtamtliches. 


1. Entſcheidungen der Gerichte und Rekursbeſcheide. 


Betr. Verbot des Austragens von Backwaren vor 7 Uhr vormittags bei Zulaſſung 
von Früharbeit in Bäckereien gemäß § 5 der Bäckereiverordnung vom 23. November 1918 
(RG Bl. S. 1329). 


Urteil des Kammergerichts, 3. Strafſenat, vom 28. Januar 1926. 

Das angegriffene Urteil wird, ſoweit es den Angeklagten freiſpricht, und inſoweit 
auch im Koſtenpunkt neben den diesbezüglichen Feſtſtellungen aufgehoben. Die Sache 
wird in dieſem Umfange zur anderweitigen Verhandlung und Entſcheidung, auch über die 
Koſten der Reviſionsinſtanz, an das Amtsgericht zurückverwieſen. 


Gründe. 


Der Reviſion der Staatsanwaltſchaft, die das Urteil inſoweit anficht, als der 
Angeklagte von der Anklage des Vergehens gegen 88 12, 1, 3 der Verordnung vom 
23. November 1918 freigeſprochen worden iſt, war der Erfolg nicht zu verſagen. Das 
Austragen von Backware iſt zwar keine Tätigkeit zur Herſtellung dieſer Ware, gleichwohl 
aber als Arbeit in der Bäckerei anzuſehen. Als ſolche kommt im Sinne jener Verordnung 
nicht lediglich eine Arbeit in den Räumen der Bäckerei, ſondern allgemein im Bäckerei⸗ 
betriebe in Betracht. Das folgt ſchon aus der allgemeinen Faſſung des $1 Abſ. 1, welche 
die regelmäßige tägliche Arbeitszeit der Geſellen uſw. begrenzt, ferner aber beſonders aus 
§ 6 Abſ. 4, der das Austragen von Backware ausdrücklich in die von der Verordnung 
betroffenen Arbeiten einbezieht. Die Freiſprechung konnte daher nicht darauf gegründet 
werden, daß es ſich nicht um eine Tätigkeit zur Herſtellung von Backware gehandelt habe. 

Das Amtsgericht hat weiterhin nicht die auf Grund des § 5 der Verordnung vom 
5. November 1918 erlaſſene Bekanntmachung des Polizeipräſidenten in Berlin vom 5. Juni 
1925 (ABl. S. 243f.) in Betracht gezogen, durch welche er auf Antrag des Zweckver⸗ 
bandes der Bäckermeiſter uſw. die Verlegung der im 8 3 jener Verordnung vorgeſchriebenen 
achtſtündigen Betriebsruhe auf die Zeit von 9 Uhr abends bis 5 Uhr morgens unter zwei 
Bedingungen genehmigt, von denen die zweite dahingeht, daß mit dem Austragen, Aus⸗ 
fahren oder Abgeben von Backwaren nicht vor 7 Uhr morgens begonnen werden darf. 
Das Amtsgericht wird zu erwägen haben, ob der Angeklagte ſich unter Berückſichtigung 
dieſer Bekanntmachung, die insbeſondere auf ihre Gültigkeit, namentlich unter dem Geſichts⸗ 
punkte der Reviſionsbegründung zu prüfen ſein wird, ſtrafbar gemacht hat. 
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Urteil des Amtsgerichts Berlin-Mitte vom 31. März 1926. 


Der Angeklagte wird wegen Vergehens gegen die Verordnung über die Arbeitszeit in 
den Bäckereien vom 23. November 1918 zu 20 (zwanzig) Reichsmark Geldſtrafe, erſatzweiſe 
zu einem Tage Gefängnis koſtenpflichtig verurteilt. 


Gründe. 


Die Hauptverhandlung hat durch das Geſtändnis des Angeklagten ergeben, daß er 
am 4. Juli 1925 in ſeiner Bäckerei in Berlin⸗Mitte einmal mit dem Verkauf von Back⸗ 
waren vor 7 Uhr morgens begonnen habe, daß er aber auch um 6 Uhr 40 morgens 
bereits mit dem Austragen von Backwaren hat beginnen laſſen. Nach der Verordnung 
vom 23. November 1918 ſind nicht nur Arbeiten zur Herſtellung von Backwaren, ſondern 
ſämtliche zum Bäckereibetriebe gehörigen Arbeiten den dort getroffenen Beſtimmungen an⸗ 
zupaſſen. Zu dieſen Arbeiten gehört aber das Austragen von Backwaren. 

Nach § 5 obiger Verordnung iſt aber dem Polizeipräſidenten die Befugnis eingeräumt, 
ſeinerſeits zeitlich abweichende Anordnungen zu treffen. Von dieſem Rechte macht er auch 
durch ſeine Anordnung vom 5. Juni 1925 Gebrauch. Er verlegt den Beginn der Arbeits⸗ 
zeit um eine Stunde vor auf 5 Uhr morgens, knüpft aber u. a. hieran die Bedingung, 
daß mit dem Austragen und Abgeben von Backwaren nicht vor 7 Uhr morgens begonnen 
werden darf. Dieſe Bedingung iſt nur deshalb an die Vorverlegung, die von den Bäckern 
auf das lebhafteſte erſtrebt wurde, geknüpft worden, weil letztere bei früherem Verkaufs⸗ 
beginn oder Austragung, d. h. bei früherer Fertigſtellung der Backware, nicht ſicher einzu⸗ 
halten, vielmehr zu gewärtigen iſt, daß noch früher als 5 Uhr morgens mit den Her⸗ 
ſtellungsarbeiten begonnen würde. Nach dem Sinne der im genannten 8 5 enthaltenen 
Befugnis iſt es zweifellos zuläſſig, zur Ausführung erforderliche Ergänzungsbeſtimmungen 
zu erlaſſen, wobei es unerheblich iſt, daß dieſe in Bedingungsform gekleidet ſind. 

Der Angeklagte war daher auch aus ie der Verordnung vom 
23. November 1918 in Verbindung mit der Polizeiverordnung vom 5. Juni 1925 (ABl. 
S. 243) zu beſtrafen. 


2. Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrag herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Nachweiſer für das deutſche Volksbildungsweſen, Teil 2. Dieſer Führer 
durch das deutſche Volksbildungsweſen iſt von dem Archiv für Volksbildung im 
Reichsminiſterium des Innern, Berlin NW 40, Moltkeſtr. 7, herausgegeben worden. 
Er enthält die zentralen und landſchaftlichen freien Volksbildungsvereinigungen mit ihren 
Bezirksabteilungen und Zweigſtellen nach den von den Verbänden ſelbſt gemachten An⸗ 
gaben. Für dienſtliche Zwecke ſind Exemplare zum Vorzugspreis von 1 RM. gegen Ein⸗ 
ſendung des Betrages auf das Poſtſcheckkonto des Archivs für Volksbildung (Berlin 
Nr. 16 756) erhältlich. 


Bordrud-Sammlung (Verbindung von Briefwechſel mit Kontorarbeiten) für 
Handelsſchulen nebſt Erläuterungen mit praktiſchen Anleitungen. Von Oberhandels⸗ 
lehrer S. Fink, Heidelberg. I. III. Heft. Gengenbach & Hahn, Druckerei und Verlag 
A.⸗G., Mannheim. 


Jugendwohlfahrt und Lehrerſchaft. Ein Handbuch für die Jugendwohlfahrts⸗ 
pflege. Vom Deutſchen Archiv für Jugendwohlfahrt unter Mitwirkung des Deutſchen 
Lehrervereins. F. A. Herbig, Verlagsbuchhandlung G. m. b. H., Berlin W 35. 


Beſoldungstabelle für Reichs-, Staats⸗ und Kommunalbeamte (Sahres- 
und Monatsgehälter). Verlag der Buchhandlung Scheuermann in Wald (Rhld.). 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W 8, 
Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin WS. 


